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Fragen zur Anhörung 

Frage 1 

Sind Sie mit der Anpassung der Kantonsverfassung einverstanden, mit der den stimmberechtigten 

Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern die Teilnahme an den Ständeratswahlen ermöglicht 

wird? 

Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

□ völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

□ eher dagegen 

□ völlig dagegen 

□ keine Angabe 

 

Bemerkungen: 

Da die Aargauer Wirtschaft von der Vorlage nicht unmittelbar betroffen ist, besteht aus Sicht 

der AIHK kein dringender Handlungsbedarf. 

Inhaltlich hat die AIHK aber keine Einwände gegen die vorgeschlagenen Änderungen in der 

Kantonsverfassung sowie im Gesetz über die politischen Rechte. 

 

 

Frage 2 

Sind Sie mit der aufgrund der Änderung in der Kantonsverfassung erforderlichen Anpassung im Ge-

setz über die politischen Rechte einverstanden? 

Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

□ völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

□ eher dagegen 

□ völlig dagegen 

□ keine Angabe 

 

Bemerkungen: 

Da die Aargauer Wirtschaft von der Vorlage nicht unmittelbar betroffen ist, besteht aus Sicht 

der AIHK kein dringender Handlungsbedarf. 

Inhaltlich hat die AIHK aber keine Einwände gegen die vorgeschlagenen Änderungen in der 

Kantonsverfassung sowie im Gesetz über die politischen Rechte. 

 

Frage 3 

Gibt die Vorlage zu sonstigen Bemerkungen Anlass? 

Bemerkungen: 

 


